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Mohssen Massarrat

Arbeitszeitverkürzung als Ausweg aus der Finanzkrise
Gibt es in Deutschland eigentlich noch Erwerbslosigkeit? Den Talkshows und ihren Ökonomen zufolge hat das Land offenbar eher das Problem des Fachkräftemangels. Weil wir es aber mit der Agenda 2010 geschafft hätten, mit der Arbeitslosigkeit fertig zu werden, würden wir in ganz Europa beneidet. Deshalb müssten die anderen Länder die deutsche Agendapolitik nur nachahmen, um ihre eigene Erwerbslosigkeit wirksam zu bekämpfen. Hinter dieser Schönfärberei verbirgt sich jedoch das Schicksal von Millionen Menschen, die unter Erwerbslosigkeit, Unterbezahlung oder unfreiwilliger Unterbeschäftigung leiden. So betrug im April 2013 die Zahl der Erwerbslosen laut offizieller Statistik drei Millionen Menschen. Faktisch ist das reine Arbeitszeitvolumen seit 2000 beinahe unverändert geblieben. Das angebliche Jobwunder in Deutschland resultiert allein daraus, dass Millionen Vollzeitjobs verloren gingen und stattdessen Teilzeitjobs und geringfügige Beschäftigungen geschaffen wurden, von denen sich die Betroffenen oft nicht einmal ernähren können. In diesem Beitrag wird die These vertreten, dass die Massenarbeitslosigkeit und sinkende Reallöhne Wesenselemente des gegenwärtig dominanten Kapitalismusmodells und der Finanzkrise sind und dass die drastische Arbeitszeitverkürzung eine wichtige Strategie zur Überwindung der Finanzkrise darstellt.

1. Massenerwerbslosigkeit und Finanzkrise
Überakkumulationskrisen sind Ausdruck der Konkurrenz und der Marktanarchie im Kapitalismus. Sie resultieren aus dem Widerspruch der schrankenlosen Mehrwertproduktion und Akkumulation einerseits und der Beschränktheit der Massenkaufkraft und der Aufnahmekapazität der Märkte andererseits. Ohne Überproduktion keine Konkurrenz und kein Kapitalismus. Die besonders produktiven Unternehmen steigern ihren Absatz innerhalb gegebener Massenkaufkraft und Nachfragekapazität und bewirken eine Überproduktion, die aber vorübergehend ist, weil gleichzeitig die besonders unproduktiven Marktteilnehmer ihre Wettbewerbsfähigkeit verlieren und ihre Produktion einstellen. In diesem dynamischen System sind beide Seiten, die Kapital- wie die Lohnarbeitsseite der unproduktiven Unternehmen Leidtragende der Überproduktion. Die Kapitalseite verliert durch Kapitalentwertung das überschüssige Kapital und die Lohnabhängigen verlieren Arbeitsplätze und müssen neue Jobs suchen. In wachsenden Ökonomien, wie dies im Deutschland der Nachkriegsjahre – wohl auch in fast allen Industrieländern dieser Zeit – der Fall war, sorgen Überproduktions- und Überakkumulationskrisen für die Bereinigung und Anpassung der Marktkräfte, gleichgewichtige und ungleichgewichtige Marktverhältnisse wechseln sich ab.

2. Systemwechsel und Paradigmenwechsel

Wenn jedoch dieses Akkumulationsmodell an Wachstumsgrenzen stößt, ändern sich auch die Rahmenbedingungen grundlegend: die Arbeitslosigkeit nimmt zu, da die Aufnahmekapazität der Märkte begrenzt bleibt, die Produktivität aber durch Anwendung neuer Technologien und effizienterer Arbeitsorganisation weiter ansteigt. Sinkende Wachstumskapazitäten auf Grund von Überbeanspruchung der Umweltressourcen müssen jedoch nicht zwingend zu steigender Erwerbslosigkeit führen. Gelänge es beispielsweise den Gewerkschaften, entsprechend der Produktivitätserhöhung sukzessive die durchschnittliche Arbeitszeit zu reduzieren, dann könnte auch grundsätzlich bei Nullwachstum, sogar bei Schrumpfung des Brutto-Inlandsprodukts wieder Vollbeschäftigung erzielt werden. Das bestehende Akkumulationsmodell könnte somit fortexistieren.
 Verpassen jedoch die Gewerkschaften, aus welchen historischen Gründen auch immer, auf offensichtliche Grenzen des Wachstums mit Arbeitszeitverkürzung zu reagieren, dann steigt durch Produktivitätssteigerung freigesetzter Arbeitskräfte unweigerlich die Zahl der Arbeitslosen, die Massenerwerbslosigkeit wird dauerhaft. Unter diesen Bedingungen verbessern sich drastisch die Rahmenbedingungen für die Unternehmer. Diese sind fortan in der Lage, einen Systemwechsel herbeizuführen: weg vom keynesianischen und hin zu einem neoliberalen und finanzgetriebenen Kapitalismusmodell. Der Übergang zu diesem neuen Akkumulationsmodell fand überall in den entwickelten kapitalistischen Ländern in den 1980er und 1990er Jahren tatsächlich statt, zunächst in England und in den USA in der als Thatcherismus und Reaganismus bekannt gewordenen Ära und in den 1990er Jahren auch in Deutschland und den übrigen Ländern Europas. Bei allen Unterschieden als Folge von verschiedenen historischen Rahmenbedingungen kapitalistischer Länder weist das neue Akkumulationsmodell folgende gemeinsame Merkmale auf:
Umverteilung von unten nach oben
Es findet eine gravierende Verschiebung der Kräfteverhältnisse statt, die Gewerkschaften verlieren als Folge der Massenerwerbslosigkeit an Kampfkraft, die Unternehmer erobern dagegen in allen ökonomischen wie gesellschaftlichen Fragen die politische Hegemonie. Die Konkurrenz unter den Beschäftigten trägt dazu bei, dass es, wie die unten stehende Tabelle zeigt, zu einer Reallohnsenkung und drastischen Reduzierung der Lohnquote von 72.1 Prozent in 2000 auf 67.7 Prozent in 2012 führt. Fortan dominieren in den Wirtschaftswissenschaften wie in der Wirtschaftspolitik, Theorien und Instrumente, die darauf ausgerichtet sind, die Voraussetzungen für Profitsteigerungen zu verbessern. Zu diesen Theorien gehören vor allem Milton Friedmans Monetarismus und diverse Varianten der von Hayek begründeten Angebotstheorien. Ausgehend von diesen Theorien fokussieren wirtschaftspolitische Konzepte auf übergeordnete Ziele wie Steuersenkung für die Kapitalseite und Haushaltskonsolidierung durch Schuldenabbau. Durch Steuersenkung für Unternehmen sollen die Unternehmensprofite unmittelbar gesteigert werden, während die Politik der Haushaltskonsolidierung durch Schuldenabbau auf die Senkung der Lohnnebenkosten durch den rigorosen Abbau des Sozialstaats zielt. Tatsächlich lässt die zangenartige Verknüpfung beider Politikstränge, nämlich Steuersenkung und Haushaltskonsolidierung, nur eine Lösung zu: Senkung der Staatsausgaben, d.h. Kürzung von immer mehr Sozialleistungen, die im keynesianischen Modell erkämpft worden sind.
Um diese Art Umverteilung gesellschaftlicher Ressourcen, politik- und mehrheitsfähig zu machen, wurden zwei propagandistisch wirkungsmächtige Argumentationsstränge zu allgemein gültigen Zielen erklärt und im kollektiven Bewusstsein der Gesellschaft verankert: zum einen internationale Wettbewerbsfähigkeit - zumal im Zeitalter der Globalisierung als ökonomisches Hauptziel -, da sonst der Untergang drohe, und zum anderen Begrenzung der Staatsverschuldung, weil man sonst, so die moralische Rechtfertigung dieser Strategie, die Zukunft kommender Generationen verbauen würde. Den Verfechtern des neuen Akkumulationsmodells ist es auch tatsächlich gelungen, beide Ziele in Deutschland und allen entwickelten kapitalistischen Ländern zu den Richtschnüren jeglichen politischen Handelns zu machen. Die Schuldenbremse im Maastrichter Vertrag und der Versuch, sie in der EU-Verfassung zu verewigen, sind wichtige Indizien für den Erfolg des Neoliberalismus und strukturelle Weichenstellungen für ein dauerhaftes neoliberales Kapitalismusmodell. In diesem Modell wird der Sinn wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Reformen in ihr Gegenteil verkehrt. Denn die Reformen dienen fortan nicht mehr der Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Menschen, sondern ausschließlich der Senkung von Arbeitskosten und der Steigerung der Unternehmensprofite.
Überschüssige Kapitalmassen
Dieses Akkumulationsmodell ermöglicht der Kapitalseite, aus der Not von Millionen dauerhaft erwerbslos gewordenen Lohn- und Gehaltsabhängigen und den dauerhaft sinkenden Löhnen, Kapital zu schlagen und Kapitalüberschüsse zu erzielen. Diese Kapitalüberschüsse konnten teils im privatisierten Teil des öffentlichen Sektors neue Anlagesphären finden, weil Regierungen unter dem Druck Schulden abzubauen, öffentliche Güter privatisierten. Gleichzeitig schufen sie dadurch neue Anlagesphären für das überschüssige und Anlage suchende Kapital. Der Hauptteil des überschüssigen Kapitals fand wegen der Beschränktheit der Aufnahmekapazitäten seinen Weg bei den privatisierten öffentlichen Gütern jedoch in den Finanzsektor. Wurden Privatisierungen ursprünglich unter dem Vorwand von „Effizienzsteigerung und Kostensenkung“, „Bürokratieabbau“ oder „Reduzierung der Staatsquote“ als „alternativlos“ akzeptanzfähig gemacht, so stellte sich heraus, dass die Privatisierungen im Gesundheitswesen, in der Energie- und Wasserversorgung und im Transport- und Kommunikationswesen bei den Konsumenten überwiegend zu steigenden Kosten und schlechterer Versorgung und bei den Beschäftigten zu Massenentlassungen und zu erhöhter Arbeitsverdichtung führten 
Das überschüssige Kapital, das in den Finanzsektor fließt, weil es auf dem Binnenmarkt keine profitable Verwendung findet, ist beträchtlich. Wie die folgende Tabelle für Deutschland belegt, steigen die Kapitalüberschüsse ab 2000, somit zwei Jahre nach dem Beginn der rot-grünen Regierung, die mit ihrer Agendapolitik den Systemwechsel zum neoliberalen Kapitalismusmodell durchgesetzt hatte. 
Einkommensverteilung, Lohnquote, überschüssige Gewinne
	
	Volksein-

kommen


	Arbeitnehmer-entgelt
	Unternehmens-u. Vermögensein-

kommen
	Lohnquote
	Bruttoanlage- investitionen
	Überschüssige

Gewinne

	2000
	   1.540,9
	    1.111,2  
	         429,7
	      72,1
	     456,6
	      - 26,9

	2001
	   1.577,1
	    1.131,9
	         445,2
	      71,8
	     427,7
	        17,5

	2002
	   1.591,4
	    1.138,9
	         452,5
	      71,6
	     385,3
	        67,2

	2003
	   1.608,5
	    1.141,6
	         466,9
	      71,0
	     383,4
	        83,5

	2004
	   1.686,8
	    1.145,4
	         541,4
	      67,9
	     387,1
	      154,5

	2005
	   1.713,7
	    1.137,6
	         576,1
	      66,4
	     384,1
	      191,9

	2006
	   1.808,7
	    1.156,1
	         652,6
	      63,9
	     419,6
	      233,0

	2007
	   1.877,3
	    1.187,1
	         690,2
	      63,2
	     467,8
	      222,5

	2008
	   1.890,7
	    1.229,7
	         661,0
	      65,0
	     476,4
	      184,5

	2009
	   1.812,3
	    1.233,4
	         578,9
	      68,1
	     390,7
	      188,1

	2010
	   1.919,3
	    1.270,9
	         648,4
	      66,2
	     436,5
	      211,8

	2011
	   1.984,6
	    1.327,9
	         656,7
	      66,9
	     473,5
	      183,1

	2012
	   2.035,1
	    1.377,7
	         657,4
	      67,7
	     456,1
	      201,4


Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen

Die kumulative Anhäufung des überschüssigen Kapitals und die darauf beruhende Abkopplung des Finanzsektors von der Realwirtschaft resultiert demnach aus sinkenden Löhnen als Folge der Verschiebung der Kräfteverhältnisse zwischen den Unternehmern und Gewerkschaften und einer neoliberalen Strategie und nicht, wie oft angenommen wird, aus der Überakkumulationskrise. Die Sicherstellung des Kapitalflusses in den Finanzsektor und die Abkopplung dieses Sektors von der Realwirtschaft kann nur bei Aufrechterhaltung von Massenerwerbslosigkeit und Dumpinglöhnen verstetigt werden. Deshalb ist auch das wirtschaftspolitische Credo von angebotsorientierten Theorien für die Arbeitsmärkte die Verhinderung einer Vollbeschäftigung und stattdessen die Aufrechterhaltung eines dauerhaften Überschusses an Arbeitskräften, somit also die Aufrechterhaltung des sozialen Fundaments des Akkumulationsmodells.
 Die Liberalisierung und die Flexibilisierung der Arbeitsmärkte, die wichtigsten Ziele neoliberaler Reformen, hatten so gesehen auch keinen anderen Zweck als der folgenreichen ruinösen Konkurrenz unter den lohnabhängig Beschäftigten
 Tür und Tor zu öffnen und die Verwandlung eines Teils des produzierten Mehrwerts in überschüssiges Kapital dauerhaft zu machen.
Neue Finanzprodukte
Dieses kapitalistische Modell schwächt jene Effizienz steigernde Kapitalfunktion, wie Marx sie hervorgehoben hatte und verändert es dadurch zu einem Modell, dessen Funktion in erster Linie darin besteht, eine Umverteilung des Reichtums von unten nach oben zu koordinieren. Diese Umverteilung findet nicht nur über sinkende Lohnquoten, sondern zusätzlich auch über den Finanzsektor selbst statt, der seine ursprünglich produktive Funktion der effizienten Kreditbeschaffung für die Realwirtschaft durch neue und die Umverteilung vertiefende Funktionen ersetzt hat. Die Kreierung neuer Finanzprodukte, überdurchschnittliche Renditen und schließlich auch Finanzspekulationen dienen einzig dazu, die Mächtigen und Reichen reicher und die einkommensschwachen Schichten, einschließlich Teilen der Mittelschichten, ärmer zu machen. Durch die Liberalisierung der Finanzmärkte, ein weiteres neoliberalistisches Instrument, wurde der Weg für die Anwendung der neuen finanzkapitalistischen Instrumente geebnet.

Fortan dominierten finanzkapitalistische Steuerungsmechanismen und Renditeerwartungen auch die Realwirtschaft. Die Unternehmer verloren zunehmend moralische Hemmungen, um die Renditen in der Realwirtschaft durch Senkung der Arbeitskosten zu steigern. Der Ausbau des diskriminierenden Leiharbeitssystems, der Einsatz von Praktikanten als regulären Arbeitskräften, der Bedienung von ausufernden Niedriglohnsektoren u. v. a. m. - alle diese Instrumente sind Ergebnisse  der Dominanz des Finanzkapitals. Wohlstandsvermehrung wird in diesem Kapitalismusmodell zu einem Nebenprodukt, die Umverteilung von unten nach oben zum Hauptzweck. In diesem Kapitalismusmodell stehen der Mensch und die Natur eindeutig im Dienste des Kapitals, menschliches Leid, z. B. als Folge der Massenerwerbslosigkeit und Klimazerstörung, erscheinen dagegen als Kollateralschäden des Systems.

„Stabilität“ durch Externalisierung
Das finanzgetriebene Kapitalismusmodell bleibt, im Unterschied zum keynesianischen Vollbeschäftigungsmodell, das zwischen Instabilität und Gleichgewicht schwankt, in sich instabil und ungleichgewichtig. Seine Stabilität erkauft dieses Modell nur durch Herbeiführung von Ungleichgewichten in seinem Umfeld. Die sinkende Binnennachfrage, beispielsweise in Deutschland, und die daraus hervorgehende anhaltende Überproduktion kann nur durch eine Exportexpansion, vor allem innerhalb der EU und zu Lasten weniger wettbewerbsfähigen Ökonomien, wie die südeuropäischen und die französische, aufgefangen werden. Die deutsche Exportexpansion ruft aber in den EU-Südstaaten Leistungsbilanzdefizite hervor, die nur durch Kreditaufnahme zu überdurchschnittlichen Zinsen bei internationalen Banken gedeckt werden können. Dieser Vorgang wiederholt sich, solange diese Staaten ihre Produktivität und damit die Exporte nicht nennenswert erhöhen können. Daraus folgt, dass sich ihre Schulden auftürmen, die wiederum wegen sinkender Kreditwürdigkeit mit noch höheren Zinsen refinanziert werden müssen. Aus dieser Verschuldungsspirale ist so kein Entrinnen möglich, eine Zahlungsunfähigkeit und ein Staatsbankrott, wie wir dies gegenwärtig bei den EU-Südstaaten erleben, ist dann unvermeidlich.

Damit ist der Zustand erreicht, dass eine kettenartige Bankenkrise ausgelöst wird, die schließlich, wie in der ersten Weltwirtschaftskrise, in einen Systemzusammenbruch einmünden könnte. Heute kann allerdings gerade vor dem Hintergrund der Erfahrungen der ersten Weltwirtschaftskrise und der Möglichkeiten von transnationaler Koordination zwischen den Regierungen der Systemkollaps verhindert werden. Dazu bietet sich vor allen Dingen an, den Weg eines Schuldenschnitts bei den Schuldnerstaaten zu gehen, der zu Lasten der Gläubiger stattfinden würde. Dieser Weg wurde aber nicht bestritten, weil er der finanzkapitalistischen Hauptintention der Umverteilung von unten nach oben diametral entgegen gesetzt ist und er den finanzkapitalistischen Kreislauf durchkreuzt. Dagegen hat man sich für das Konzept „Rettungsschirme“ entschieden, das den Zusammenbruch des Bankensystems vorerst verhindert und darüber hinaus auch die reichen Gläubigerstaaten in die Lage versetzt, den „Rettungsschirm“ erpresserischerweise als Instrument für eine Übertragung der Funktionsmechanismen des finanzgetriebenen Akkumulationskreislaufs einzusetzen: Schuldenabbau durch Ausgabenkürzungen und, wenn möglich, nach angebotsorientierten Rezepten auch Steuersenkung für die Unternehmer sowie Flexibilisierung der Arbeitsmärkte und Liberalisierung der Finanzmärkte sowie Privatisierung der öffentlichen Güter (wie die Privatisierung des Gesundheitssystems, der Transport- und Kommunikationssysteme, der Energie- und Wasserversorgung) in den EU-Südstaaten. Massenentlassungen, drastisch steigende Massenerwerbslosigkeit, sinkende Lohnquoten und Kürzungen sozialstaatlicher Leistungen sind dann, wie wir in allen südeuropäischen Staaten beobachten können, unvermeidliche Folgen und der Preis für die Rettung der Gläubigerbanken und für die Aufrechterhaltung und Erweiterung des finanzgetriebenen Akkumulationskreislaufs der Umverteilung von unten nach oben. Es ist unschwer zu erkennen: Hier schließt sich der Kreislauf eines finanzgetriebenen Kapitalismus in Europa, der mit Massenerwerbslosigkeit in den EU-Nordstaaten beginnt und mit noch größerer Massenerwerbslosigkeit in den EU-Südstaaten endet. 
3. Arbeitszeitverkürzung als Ausweg
Es gibt viele Gründe für eine drastische Arbeitszeitverkürzung, beispielsweise auf eine 30-Stundenwoche
. Diese bewirkt zusätzlich auch, dass durch steigende Löhne ein wichtiger Grund für die Entstehung von chronischen Kapitalüberschüssen und der Aufblähung des Finanzsektors verschwindet. Darüber hinaus entfallen auch die chronischen Handels- und Zahlungsbilanzüberschüsse mit ihren Nachteilen für andere Staaten, da die Binnennachfrage steigt und damit ein soziales Fundament entsteht, auf dem umfassende Reformen hin zu einer zukunftsfähigen Gesellschaft durchgeführt werden könnten.
� Zur historischen Notwendigkeit der Arbeitszeitverkürzung vgl. H.-J.Bontrup / Mohssen Massarrat: Arbeitszeitverkürzung und Ausbau der öffentlichen Beschäftigung. Manifest zur Überwindung von Massenarbeitslosigkeit, in: Ossietzky (Sonderdruck), Mai 2011.


� In der Realität wird dieses Akkumulationsmodel mittels keynesianischer Staatsausgaben gelenkt. Einfachheitshalber wird hier allerdings von staatlichen Interventionen abstrahiert, um die Funktionsweise des Modells selbst besser verständlich zu machen. 


� In einem solchen Modell würde zwar das monetäre Pro-Kopf-Einkommen sinken, der durch frei disponible Arbeit geschaffene Wohlstand (Selbstversorgung, Kindererziehung, ehrenamtliche und künstlerische Tätigkeiten etc.) jedoch steigen.


�  Als Parallele zur Schaffung überschüssiger Arbeitskräfte in den einzelnen Volkswirtschaften muss die Überproduktion von Rohstoffen auf den Weltmärkten angesehen werden, die die ebenfalls von neoliberalen Angebotstheoretikern für rohstoffreiche Entwicklungsländer empfohlenen IWF-Strukturanpassungsprogramme und Exportförderungspolitik seit den 1970er Jahren hervorriefen. Wie im Falle überschüssiger Arbeitskräfte zur Lohnsenkung, führte auch die IWF-Politik bei Rohstoffen zu Dumpingpreisen. In beiden Fällen verschlechtern sich weltweit die Lebensbedingungen der Menschen, damit die Profitraten steigen.


� Vgl. Mohssen Massarrat: Der Skandal Massenarbeitslosigkeit, in: Blätter für deutsche und internationale Politik. 10/2013


� Siehe ausführlicher dazu H.-J. Bontrup / Mohssen Massarrat Arbeitszeitverkürzung und Ausbau der öffentlichen Beschäftigung. Manifest zur Überwindung von Massenarbeitslosigkeit. a.a.O





